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Der Bundesminister 

für gesamtdeutsche Fragen Bonn, den 8. April 1957 

I 6 - 540 - 12084/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Besucher aus der sowjetisdi besetzten Zone 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 
182. Sitzung am 10. Januar 1957 
- Drucksachen 3013, 2080 - 


In Erledigung des Beschlusses des Deutschen Bundestages in seiner 
182. Sitzung am 10. Januar 1957 wird zu den einzelnen Punkten 
der Drucksache 3013 das folgende mitgeteilt: 

Zu 1, 

Die Treuhandstelle für den Interzonenhandel wird wie bereits in 
der Vergangenheit so auch in der Zukunft bemüht bleiben, bei 
Interzonenhandelsbesprechungen Vereinbarungen zu treffen, die ge- 
eignet sind, die persönlichen und familiären Beziehungen der Bevöl- 
kerung in der SBZ zu derjenigen in der Bundesrepublik zu erleich- 
tern und enger zu gestalten. So versucht die Treuhandstelle insbe- 
sondere, die Verrechnung von Zahlungen zu ermöglichen, die zur 
Erfüllung von Unterhaltsansprüchen und von Schadensersatzansprüchen 
— z. B. aus Verkehrsunfällen und aus der Beschlagnahme von Gü- 
tern — geleistet werden, sowie eine Milderung der sowjetzonalen 
Bestimmungen über den innerdeutschen Zahlungsverkehr zu erreichen, 
insbesondere so weit sie den Reiseverkehr behindern. Ob diese 
Bemühungen Erfolg haben werden, hängt einzig und allein von der 
Entscheidung der Sowjet zonalen Stellen ab. 

Über die Notwendigkeit und die Dringlichkeit von Vorschlägen 
wird die Treuhandstelle für den Interzonenhandel in Einzclfällen 
von dem Bundesministerium für Wirtschaft und dem Bundesministerium 
für gesamtdeutsche Fragen unterrichtet. 

Zu 2. 

Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen hat mit Zu- 
stimmung des Bundesministeriums des Innern und des Bundes- 
ministeriums der Finanzen „Richtlinien für die Bewilligung von 
Beihilfen an Besucher aus der SBZ, aus Berlin-Ost und aus den ost- 
und südosteuropäischen Vertreibungsgebieten” (gültig ab 15. No- 
vember 1956) sowie neue „Richtlinien für die Bewilligung von 
Beihilfen an Besucher deutscher Staatsangehörigkeit oder Volkszu- 
gehörigkeit aus der SBZ (einschließlich Berlin-Ost) und aus den 
Vertreibungsgebieten ost- und südostwärts der Bundesrepublik zur 
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Deckung ihrer Rückreisekosten” (gültig ab 15. Oktober 1956) er- 
stellt. Diese Richtlinien wurden mit Schreiben vom 29. Oktober 1956 
- 1 6 - 540 - 11134/56 II - den Mitgliedern des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Ausschusses für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen des Deutschen Bundestages zur Kenntnisnahme 
zugeleitet. 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1 956 sind bei Kap. 27 01 
in den Tit. 303 und 306 die für die Durchführung der o. a. Richt- 
linien erforderlichen Mittel bereitgestellt worden. Der Sperrvermerk 
bei Kap. 27 01 Tit. 306 wurde mit Wirkung vom 15. November 1956 
aufgehoben. Im Rechnungsjahr 1957 ist die Fortführung der Maß- 
nahmen vorgesehen, die erforderlichen Mittel sind bei Tit. 303 des 
Kap. 27 01 eingesetzt. 

Die Betreuung der Besucher aus der SBZ wurde am 15. November 
1956 von den Verwaltungen der kreisfreien Städte und der Land- 
kreise — mit Unterstützung der Amts- und Gemeindeverwaltungen — 
aufgenommen. 

Zu 3. 

Die Richtlinien für die Beihilfen an Besucher und für die Beihilfen 
zur Deckung der Rückreisekosten sowie die Richtlinien für die Ge- 
währung von Krankenhilfe wurden bereits am 26. Oktober 1956 
mit den zuständigen Behörden der Lander und mit den Vertretern 
efer kom.munalen Spitzenverbände abgesprochen. 

Die „Richtlinien für die Bewilligung von Beihilfen an Besucher aus 
der SBZ, aus Berlin-Ost und aus den ost- und südosteuropäischen 
Vertreibungsgebieten” bestimmen unter Nr. 3: 

„Eigenleistungen der Kommunen — wie z. B. Freikarten für 

Verkehrsmittel, Gutscheine für Theater, Museen usw. — dürfen 

durch die Beihilfe nicht ersetzt werden.” 

Schon mit Schreiben vom 22. August 1953 - I A 4 - 666-6881/53 - 
hat das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen bei dem 
Landkreistag, dem Städtetag, dem Gemeindetag und dem Städtebund 
sowie bei den zuständigen Behörden der Länder angeregt, daß sich 
die Verwaltungen der Gemeinden und Kreise sowie die Landesbe- 
hörden der Besucher aus der SBZ annehmen und Vergünstigungen 
in ihrem Bereich durchführen. Bei der Beratung der Richtlinien 
am 26. Oktober 1956 sind die Vertreter der kommunalen Spitzen- 
verbände vom Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen aus- 
drücklich aufgefordert worden, ihren Einfluß dahingehend geltend 
zu machen, daß die kommunalen Stellen ihre Vergünstigungen und 
sonstigen Betreuungsmaßnahmen für Besucher aus der SBZ nach der 
ab 15. November 1956 erfolgenden finanziellen Beihilfe aus Bundes- 
mitteln nicht vermindern oder cinstellen, sondern noch verstärken. 
Darüber hinaus hat das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
mit Schreiben vom 18. Februar 1957 die ßundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände noch einmal im gleichen Sinne 
aufgefordert. 
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Zu 4. 


Das Bundes ministerium für gesamtdeutsche Fragen hat im ^Einver- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern und dem Herrn 
Bundes minister der Finanzen mit Erlaß vom 26. September 1956 
- 1 9 - 102 - 4613/56 - neue „Richtlinien für die Gewährung von 
Krankenhilfc an Besucher deutscher Staatsangehörigkeit oder Volks- 
zugehörigkeit aus der S3Z (einschließlich Berlin-Ost) und den Ver- 
treibungsgebieten ost- und südostwärts der Bundesrepublik” erlassen. 
Im Bundeshaushaltsplan sind bei Kap. 27 01 Tit. 303 die erforder- 
lichen Mittel bereitgestcllt und auch für das Rechnungsjahr 1957 
vorgesehen. 

In Vertretung 
Thedieck 
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